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Familienzusammenführung
Problem:
Aufgrund der letzten Änderung des Aufenthaltgesetzes 2007 müssen nunmehr ausländische Ehepartner vor dem Ehegattennachzug nach Deutschland –sei es zu Ausländern oder zu Deutschen- einfache deutsche Sprachkenntnisse nachweisen. Begründet wurde die Neuregelung vor allem damit, dass somit Zwangsehen verhindert oder zumindest eingeschränkt werden könnten.

Von den neuen Anforderungen sind neben den Angehörigen der EU Staaten auch die Bürgerinnen und Bürger einer Reihe anderer Staaten ausgenommen (u. a. Honduras). Es kann somit nicht verwundern, wenn die Anforderungen an Deutschkenntnisse von Bürgerinnen und Bürgern aus den davon betroffenen Staaten als diskriminierend empfunden werden. Zudem ist diese Regelung ein drastisches Beispiel für „Inländerdiskriminierung“, da die Deutschkenntnisse bei einem Nachzug zu deutschen Staatsbürgerinnen und -bürgern nachgewiesen werden müssen, beim Nachzug zu hier lebenden Ausländern bestimmter Nationalitäten aber nicht.

Nach wie vor ist es in bestimmten Ländern außerordentlich aufwendig, einen Deutschkurs zu besuchen. Hierfür gibt es keine Härtefallregelung, auch nicht für Analphabeten. Wie zu erwarten war, hat die Neuregelung zu einem weiteren Rückgang beim Familiennachzug geführt. 

Hintergrund:
Seit langem sind die Zahlen der Visa, die für den Ehegattennachzug erteilt werden, rückläufig. Dies liegt u. a. aber auch daran, dass zahlreiche Staaten in der Zwischenzeit Mitgliedsstaaten der EU wurden und daher die Bürgerinnen und Bürger dieser Staaten kein Visum mehr benötigen. Im Jahr 2006 (dem Jahr vor In Kraft treten der Verschärfungen) wurden 39.600 Visa zum Familiennachzug erteilt. Im Jahr 2008 waren es insgesamt 30.767, im ersten Halbjahr 2009 ca. 15.900. Es ist damit ein dauerhafter Rückgang der Zahlen zu verzeichnen, der sich allerdings stark unterscheidet je nach Herkunftsland und der auch nicht ausschließlich in den neu eingeführten Anforderungen an Deutschkenntnisse begründet ist.

Im Jahr 2008 haben weltweit 60.100 Personen an Deutschprüfungen im Rahmen des Ehegattennachzugs teilgenommen. Davon insgesamt 66 % den Test bestanden. In diesen Zahlen sind die Prüfungswiederholer enthalten. Diese Bestehensquote schwankt allerdings erheblich je nach Land. Sehr gering sind die Quoten z. B. in Mazedonien (31%) oder Kosovo (47%), was teilweise mit fehlenden Sprachkursen erklärt werden kann.
In einem Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom Juli 2008 wurde mittlerweile festgelegt, dass die Regelung keine Anwendung finden darf auf Drittstaater, die im Rahmen des Ehegattennachzugs zu EU-Bürgerinnen und -Bürgern einreisen wollen, die von ihrem Freizügigkeitsrecht Gebrauch gemacht haben. Konkret: Eine Marokkanerin, die zu einem in Deutschland lebenden Spanier im Rahmen des Ehegattennachzugs einreisen will, muss keine Deutschkenntnisse nachweisen.

Paritätische Forderungen:
Der Paritätische fordert die Rücknahme der Regelung. Die Förderung von Deutschkenntnissen – auch in den Herkunftsländern – ist gewiss sinnvoll, mangelnde Deutschkenntnisse dürfen aber  beim Ehegattennachzug kein Einreisehindernis darstellen. Gegenwärtig fehlen aber sogar Ausnahmeregelungen für Analphabeten sowie für diejenigen, für die der Besuch einer Sprachschule im Herkunftsland aufgrund der großen Entfernung nicht zumutbar ist. 
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